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SäChy^blet 11 G3 


Der Bundesminister des Innern 

DI2-211 140/10 


Bonii; den 9. Oktober 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wahrnehmung von Aufsichtsratsmandaten durch 

Parlamentarische Staatssekretäre 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Vogel und der Frak- 
tion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/1 136 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Hält es die Bundesregierung für sachlidi gerechtfertigt, daß im 
Gegensatz zu den Bundesministern Parlamentarische Staats- 
sekretäre Aufsichtsratsmandate innehaben? 

Die Möglichkeit, daß Parlamentarische Staatssekretäre Auf- 
sichtsratsmandate wahrnehmen, entspricht der gegenwärtigen 
Rechtslage. Mit der Einführung der Parlamentarischen Staats- 
sekretäre durch das Gesetz vom 6. April 1967 (Bundesgesetzbl, I 
S. 396) wurde eine dem deutschen Staatsrecht bis dahin unbe- 
kannte Einrichtung geschaffen. Das Gesetz geht davon aus, daß 
die Parlamentarischen Staatssekretäre in erster Linie Abgeord- 
nete bleiben und nur zusätzlich die Aufgabe der Unterstützung 
von Mitgliedern der Bundesregierung übernehmen. Deshalb 
sieht das Gesetz auch nur eine Entschädigung, nicht dagegen wie 
für Bundesminister Amtsbezüge und ggf. Ruhegehalt vor. Aus 
demselben Grunde besteht für die Parlamentarischen Staats- 
sekretäre auch kein Verbot, einen Beruf auszuüben oder der 
Leitung oder dem Aufsichtsrat eines auf Erwerb gerichteten 
Unternehmens anzugehören. Das Gesetz vom 6. April 1967 be- 
schränkte sich bewußt auf die notwendigsten Vorschriften über 
den Status der Parlamentarischen Staatssekretäre. 

Es begnügte sich damit, einen weiten Rahmen abzustecken und 
die Ausgestaltung im einzelnen der Entwicklung zu überlassen 
(vgl. Abschnitt II des Schriftlichen Berichts des Innenausschusses 
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des Deutschen Bundestages vom 15. März 1967 Drucksache 
V/1556-). ^ 

Die Entwicklung der neuen Institution hat gezeigt, daß die Par- 
lamentarischen Staatssekretäre stärker als erwartet in die Mini- 
sterien integriert worden und in die Nähe der Stellung der 
Minister gerückt sind. Die Bundesregierung erwägt daher, die- 
ser Entwicklung durch eine Angleichung der persönlichen 
Rechtsstellung der Parlamentarischen Staatssekretäre an die der 
Bundesminister Rechnung zu tragen. Eine entsprechende Ände- 
rung des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Parlamen- 
tarischen Staatssekretäre hätte u. a. zur Folge, daß den Parla- 
mentarischen Staatssekretären wie den Bundesministern nach 
§ 5 Abs. 1 des Bundesministergesetzes die Ausübung eines 
Berufes und die Mitgliedschaft im Vorstand, Aufsichtsrat oder 
Verwaltungsrat eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens 
untersagt wäre, wobei der Deutsche Bundestag wie bei Bundes- 
ministern Ausnahmen vom Verbot der Zugehörigkeit zu einem 
Aufsichts- oder Verwaltungsrat zulassen könnte. 


2. Welche Aufsichtsratsmandate werden von Parlamentarischen 
Staatssekretären wahrgenommen? 

3. Welche Aufsichtsratsmandate werden insbesondere von dem 
Parlamentarischen Staatssekretär im Bundesministerium der 
Finanzen wahrgenommen? 

Folgende Parlamentarische Staatssekretäre nehmen Aufsichts- 
ratsmandate wahr: 

1. Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: 

a) im Aufsichtsrat der Bayernwerk AG, München, 

b) im Aufsichtsrat der Volkswagenwerk AG, Wolfsburg, 

c) im Aufsichtsrat der Rheinischen Stahlwerke AG, Essen; 

2. der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen: 

im Aufsichtsrat der Edeka, Frankenwald-Helmbrechts 
- Zonenrandgebiet - (keine Vergütung) ; 

3. der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für Städtebau und Wohnungswesen: 

a) im Aufsichtsrat der Braunschweigischen Kohlen-Berg- 
werke, Helmstedt (als Arbeitnehmervertreter), 

b) im Aufsichtsrat der „Kommunalen Entwicklungsgesell- 
schaft im Landkreis Verden mbH'', Verden (keine Ver- 
gütung), 

c) im Aufsichtsrat der Bremer Bau-Union, Bremen, 

d) im Verwaltungsrat der Deutschen Siedlungs- und Landes- 
rentenbank in Bonn-Bad Godesberg; 
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4. der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: 

a) im Aufsichtsrat des Rates für Formgebung (keine Ver- 
gütung), 

b) im Aufsichtsrat des Bauhaus-Archivs (keine Vergütung), 

c) im Aufsichtsrat der Hannover Messe AG. 


4. In welcher Höhe gehen dem Bund dadurch Einnahmen verloren, 
daß die Parlamentarischen Staatssekretäre anders als Bundes- 
beamte nicht verpflichtet sind, die ihnen zufließenden Ver- 
gütungen für die Wahrnehmung von Aufsichtsratsmandaten an 
den Bund abzuführen. 

Dem Bund gehen keine Einnahmen dadurch verloren, daß die 
Parlamentarischen Staatssekretäre nicht verpflichtet sind, ihnen 
zufließende Vergütungen für die Wahrnehmung von Aufsichts- 
ratsmandaten an den Bund abzuführen. 

Bundesbeamte haben nach § 8 der Bundesnebentätigkeitsver- 
ordnung Vergütungen aus der Mitgliedschaft in Aufsichts- oder 
Verwaltungsräten teilweise an den Bund abzuführen, wenn sie 
diese Tätigkeit auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung 
des Dienstvorgesetzten ausüben. Wäre diese Bestimmung auch 
auf die Parlamentarischen Staatssekretäre anzuwenden, so 
könnte sie allenfalls für die zu den Fragen 2 und 3 unter Num- 
mer 1 Buchstaben a und b und Nummer 3 Buchstabe d angege- 
benen Aufsichtsratsmandate Bedeutung haben. Die übrigen 
Aufsichtsratsmandate werden entweder nicht auf Verlangen, 
Vorschlag oder Veranlassung des zuständigen Bundesministers 
ausgeübt oder, soweit diese Voraussetzung erfüllt ist, wird für 
das Mandat keine Vergütung gewährt. 

Es besteht jedoch kein Anlaß, die Rechtsstellung der Parlamen- 
tarischen Staatssekretäre in diesem Punkt derjenigen der Bun- 
desbeamten anzugleichen. Nach den ihnen obliegenden Auf- 
gaben kommt nur - wie schon zu Frage 1 ausgeführt - eine 
Angleichung an die Rechtsstellung der Bundesminister in Be- 
tracht. Das Bundesministergesetz sieht aber keine Ablieferungs- 
pflicht für den Fall vor, daß ein Bundesminister eine Vergütung 
für eine Aufsichtsratstätigkeit erhält, die er auf Grund einer 
Ausnahmebewilligung des Deutschen Bundestages ausübt. 

Genscher 
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